
Seite 13bildung & wissenschaft Mai 2007

Arbeitsplatz Schule

Seit dem Inkrafttreten der Födera-
lismusreform lautet Artikel 33 Abs.
5 des Grundgesetzes der Bundesre-
publik Deutschland: „Das Recht
des öffentlichen Dienstes ist unter
Berücksichtigung der hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbeam-
tentums zu regeln und fortzuentwi-
ckeln.“ Diese letzten beiden Worte
zeigen nun ihre Wirkung. Auch in
Baden-Württemberg muss entschie-
den werden, wie das Land zukünf-
tig seine Beamt/innen beschäftigen
und bezahlen wird. 
Schwerpunkte der Grünen-Veran-
staltung im Landtag waren u.a. ein
Meinungsaustausch über die Anhe-
bung der Pensionsaltersgrenze und
über die Einführung einer Leis-
tungsbezahlung für Beamte. Dabei
konnten Mitglieder der Grünen
Landtagsfraktion sowie Vertre-
ter/innen von Gewerkschaften, der
Landesregierung, der Kommunen,
des Beamtenbundes und anderer
Verbände ihre Sichtweise zur
Dienstrechtsreform darlegen.
Die stellvertretende Vorsitzende des
DGB Baden-Württemberg, Leni
Breymaier, sagte zu Beginn, dass
gute Arbeitsbedingungen für die
Beschäftigten im öffentlichen
Dienst die Grundbedingung für
gute öffentliche Dienstleistungen
seien. Außerdem forderte sie die
Aufhebung der „Sperren“ zwischen
den Laufbahngruppen und die
Möglichkeit eines flexibleren Wech-
sels zwischen Beamten- und Ange-
stelltenverhältnis. Dementspre-
chend sollte sich die Besoldung der
Beamt/innen künftig auch stärker
am TV ÖD bzw. TL-L orientieren.
Für die Leistungsbezahlung forder-
te Breymaier, dass die Auszahlung
der Prämien auf jeden Fall sicher
gestellt sein müsse und keinesfalls
wieder zur Haushaltssanierung
missbraucht werden dürfe. Ebenso
wenig dürfe das Geldvolumen
durch die Beamten/innen vorfi-
nanziert werden. Außerdem sollten

ausreichende Partizipationsmög-
lichkeiten bei der Ausgestaltung der
Leistungsbemessung sichergestellt
und die Vergabe des Leistungsent-
gelts nachvollziehbar und transpa-
rent gestaltet werden.
Die Rente und Pension mit 67 kriti-
sierte die DGB-Vizechefin als öko-
nomisch falsch und sozial unge-
recht. Wichtig sei auch, dass Rent-
ner und Pensionäre sich nicht
gegeneinander ausspielen ließen,
sondern gemeinsam gegen die Ver-
längerung ihrer Lebensarbeitszeit
kämpften.
Der Vorsitzende des Beamtenbun-
des Baden-Württemberg, Volker
Stich, bezeichnete dagegen die An-
hebung des Renteneintrittsalters
und auch die Anhebung der Pen-
sionsaltersgrenze als richtig und
wichtig. Er forderte lediglich, dass
die Anhebung der Pensionsalters-
grenze im Gleichklang mit den An-
gestellten und keinesfalls schneller
erfolgen dürfe. Sehr kontrovers
wurde Stichs Äußerung diskutiert,
dass die Rente nur eine Basisversor-
gung sei, während Pension eine
Vollversorgung darstellte, weshalb
sie auch deutlich höher ausfallen
müsse. Insbesondere die Gewerk-
schaften lehnten diese Äußerung
ab und bezeichneten sie als sach-
lich falsch.
Stich setzte sich vehement für den
Erhalt des Beamtenstatus und der
Laufbahngruppen im jetzigen Sys-
tem ein. Nur beim Wechsel zwi-
schen Angestellten- und Beamten-
verhältnis wünscht er sich mehr Fle-
xibilität. Grundsätzlich will er in
der Besoldung vom Lebensalters-
prinzip Abstand nehmen und statt-
dessen Erfahrungs- bzw. Ausbaustu-
fen an ihre Stelle setzen. Für Stich
muss Leistung auch zukünftig pri-
mär durch Beförderungen hono-
riert werden. Zusätzlich sprach er
sich für die Einführung eines Leis-
tungsentgelts in der Größe von ei-
nem Prozent des Bruttogehalts aus.

Der Vorsitzende des Bundes der
Steuerzahler in Baden-Württem-
berg, Wilfried Krahwinkel, sprach
sich vehement für die Einführung
einer Leistungsbezahlung für Be-
amt/innen aus, wobei es sowohl
Zu- als auch Abschläge zum Gehalt
geben müsse. Außerdem forderte er
die Abschaffung von automati-
schen Beförderungen. Mehr Geld
solle es nur für höherwertige Tätig-
keiten oder höhere Leistung geben.
Zusätzlich forderte er den Wegfall
von Familienkomponenten und die
Streichung aller Zulagen zur Finan-
zierung des Leistungsentgelts. Krah-
winkel will wie die Grüne Landtags-
fraktion den Wegfall des Beamten-
status im Schulbereich.
Sowohl beim Thema Leistungsbe-
zahlung wie bei der Anhebung der
Pensionsaltersgrenze stehen noch
keine definitiven Fakten fest. Man
kann aber davon ausgehen, dass
beides in den nächsten Monaten
Gestalt annehmen wird. Derzeit
lässt sich noch nicht abschätzen, in
welcher Form die Landesregierung
diese beiden Vorhaben umsetzten
wird, da sie sich zu Detailfragen
noch nicht geäußer hat. Die GEW
wird in beiden Bereichen eine Posi-
tion entwickeln müssen, um für die
kommenden Verhandlungen ge-
wappnet zu sein, denn es gilt, diese
aktiv und kämpferisch mitzugestal-
ten.

Lars Thiede, GEW-Sekretär 
im Bezirk Nordwürttemberg

... und fortzuentwickeln.
Föderalismusreform: Am 16.April lud die Landtagsfrak-
tion von Bündnis 90/Die Grünen zur öffentlichen Anhörung
„Reform des öffentlichen Dienstrechts in Baden-Württem-
berg: flexibler – leistungsorientierter – motivierender".

Hans-Jürgen Kirstein (links im Bild), GdP-Landesbezirk Baden-Württem-
berg, im Gespräch mit Markus Kling, DGB-Bezirk Baden-Württemberg.

http://www.gew-
bw.de/Beamtenpoli-
tik.html


